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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit einer Konfliktsituation, dem Streit 
zwischen politischer Führung in Bonn und dem BVerfG in Karlsruhe. Bei diesem 
Konf l ik t stehen im Normalfal l  die Regierung und die sie tragende parlamentari-
sche Mehrheit auf der einen Seite. Sie sollen hier vereinfachend als politische 
Führung bezeichnet werden. Au f der anderen Seite stehen der Präsident und die 
übrigen Richter des BVerfG. 1 

Streitigkeiten können auf verschiedene Weise entstehen. Ein Konf l ik t kann 
sich etwa daran entzünden, daß das BVerfG in rascher Folge mehrfach gegen 
die Bonner Mehrheit entscheidet oder daß es ein für die Regierungspartei polit isch 
besonders wichtiges Gesetz aufhebt. Die politische Führung kann dabei — zu 
Recht oder zu Unrecht — den Eindruck gewinnen, daß das BVerfG ihren Ent-
scheidungsspielraum zu sehr beschränkt.2 Die parlamentarische Mehrheit wird 
dann versucht sein, ihrer Verärgerung über die Richter in Karlsruhe Luft zu 
machen und Maßnahmen gegen das BVerfG zu beschließen. 

Die häufigste und naheliegendste Reaktion auf unerwünschte Urteile ist eine 
abwertende Äußerung über das Gericht. Man spricht dann von einer Urteils-
oder Gerichtsschelte. Die Regierungspartei kann aber auch erwägen, eine mißlie-
bige Entscheidung per Gesetz aufzuheben (Kassation). Schließlich kann sie versu-
chen, in personeller Hinsicht mehr Einfluß auf das Gericht zu gewinnen, indem 
sie die Zahl der Richter vergrößert und ihr genehme Richter nachwählt (Richter-
schub). Im äußersten Fall kann die Regierungsmehrheit ein Gesetz einbringen, 
das die Abschaffung  des BVerfG vorsieht. 

Solche Konfl ikte zwischen Polit ik und Verfassungsjustiz sind keineswegs rein 
theoretischer Natur. In anderen Staaten ist es wiederholt zu schweren Zusammen-
stößen gekommen. Beispielsweise hat in den 50er Jahren das südafrikanische 
Parlament versucht, ein Urteil des obersten Gerichts aufzuheben und die zu 
Entscheidung berufene Kammer zu entmachten.3 Zwei Jahrzehnte zuvor hat in 
den Vereinigten Staaten von Amerika Präsident Roosevelt ein Richterschubgesetz 

1 In seltenen Fällen kommt es vor, daß die parlamentarische Mehrheit ihrer Regierung 
nicht folgt (z. B. im Status-Streit; unten 1. Teil A I) oder daß ein Richter des BVerfG 
dem Plenum offen  widerspricht (z. B. Wi l l i Geiger beim Plenumsbeschluß vom 8.12.52 
im Rahmen der EVG-Kontroverse; unten 1. Teil A II). 

2 Die Frage, ob das BVerfG tatsächlich den Entscheidungsspielraum des Parlaments 
und der Regierung zu sehr eingeschränkt hat, wird nicht näher behandelt. Auf entspre-
chende Literatur wird unten 1. Teil Β I I Nr. 1 hingewiesen (vgl. auch Wewer, BVerfG, 
S. 310-335). 

3 Zu Südafrika siehe 4. Teil A I. 

2* 
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vorgeschlagen, durch das er den Supreme Court mit seinen Gefolgsleuten „vo l l -
packen" wollte („court-packing-bi l l")· 4 Nicht zuletzt ist daran zu erinnern, daß 
1933 in Österreich und 1964 in Zypern das Verfassungsgericht  ganz abgeschafft 
wurde.5 

Auch in Deutschland gab es eine Reihe von Konfl ikten zwischen obersten 
Gerichten und politischer Führung.6 Diese Auseinandersetzungen erreichten aber 
nicht annähernd die Schärfe der ausländischen Konfl ikte. In der Geschichte der 
Bundesrepublik blieb es in aller Regel bei reinen Gerichtsschelten, wobei sich 
manche Politiker allerdings ganz erheblich im Ton vergriffen.  Nur einmal ver-
suchte die Regierung Adenauer, durch eine Änderung des Richterwahlrechts die 
Besetzung des Gerichts in ihre Hände zu bekommen.7 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit besteht zum einen darin, einen Einblick in 
die Entstehungsbedingungen solcher Konfl ikte zu geben. Zum anderen soll ge-
klärt werden, welche Maßnahmen in rechtlicher Hinsicht bei einem Konf l ik t 
erlaubt und verboten sind. 

Aus diesem Grund werden in dem einführenden geschichtlichen Tei l die Kon-
fl ikte zwischen Bonn und Karlsruhe ausführlich dargestellt. Es werden nicht nur 
die Höhepunkte der Auseinandersetzungen aufgezeigt, sondern auch die histo-
risch-politischen Zusammenhänge geschildert. Damit soll zugleich ein Beitrag 
zu der noch ungeschriebenen Geschichte des BVerfG geleistet werden. 

In dem juristischen Hauptteil der Arbeit werden dann die Maßnahmen, die 
die politische Führung in einem Konf l ikt ergreifen  kann, systematisiert und 
rechtlich geprüft.  Dabei werden alle Maßnahmen, die zu einer Beeinträchtigung 
von Ansehen, Unabhängigkeit oder Einfluß des Gerichts führen, als Eingriffe 
bezeichnet. Die rechtlichen Schranken dieser Eingriffe  werden zuerst allgemein 
und dann im Einzelfall herausgearbeitet. 

Dabei wird unterschieden zwischen Eingriffsgesetzen  und faktischen Eingrif-
fen. Im einen Fall leitet die Regierungspartei ein formelles Gesetz in die Wege, 
durch das beispielsweise der Richterwahlmodus in ihrem Sinne verändert wird. 
Im anderen Fall handelt sie informell,  indem sie sich etwa abwertend über das 
Gericht äußert oder indem sie vollendete Tatsachen schafft  und damit das Gericht 
„überspielt".8 

4 Zu den USA siehe 4. Teil D I. 
5 Zu Österreich und Zypern vgl. 4. Teil A I. 
6 Hier werden die Konflikte des 19. Jahrhunderts zwischen obersten Landesgerichten 

und Landesherren nicht weiter verfolgt  (zum kurhessischen Fall von 1850: Huber, Verfas-
sungsgeschichte III, S. 908-929; zu einem ähnlichen Fall: Frotscher, Auseinandersetzun-
gen, S. 383-402). Diese Konflikte sind für die Verfgbkt in demokratischen Staaten 
wenig ergiebig. 

Hingegen wird auf den Eisenbahnstreit der Weimarer Republik eingegangen, der zum 
Rücktritt des Präs. des StGH, Walter Simons, führte (unten 5. Teil C I). 

7 Dazu unten 1. Teil A I I I und 4. Teil D I. 
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In dem juristischen Hauptteil nehmen die Eingriffsgesetze  den breitesten Raum 
ein. Sie können sich etwa gegen die Rechtsprechung des Gerichts richten. Dazu 
zählt neben der Kassation von Entscheidungen beispielsweise auch der Neuerlaß 
aufgehobener Gesetze (Normenwiederholung). Soweit es um die Korrektur von 
Sachentscheidungen geht, handelt es sich um sachbezogene Eingriffsgesetze. 
Den Regierungsparteien kann es aber auch um eine Korrektur der rechtlichen 
Grundlagen des Gerichts gehen. Dann richtet sich der Eingri f f  gegen das BVerfG 
als Institution, so daß von institutionellen Eingriffsgesetzen  gesprochen wird. 
Hier reicht die Palette von der Abschaffung  der Verfassungsbeschwerde 9 über 
Richterschubgesetze bis zur Bindung an Feststellungen des Gesetzgebers.10 

Es hat sich im Rahmen dieser Arbeit rasch erwiesen, daß es für die politische 
Führung eine unübersehbare Fülle von Eingriffsmöglichkeiten  gibt. Angesichts 
der Vielzahl theoretisch denkbarer Eingriffe  beschränkt sich die vorliegende 
Arbeit auf Fälle, die praktisch vorgekommen sind, und auf Vorschläge, die in 
politischen Debatten oder wissenschaftlichen Publikationen ernsthaft  vertreten 
wurden. 

Soweit es sich um gesetzliche Maßnahmen handelt, wird stets die Verfassungs-
mäßigkeit eines einfachen Gesetzes geprüft.  Da die Regierungsparteien nur selten 
über die für eine Verfassungsänderung  erforderliche  Zweidrittelmehrheit verfü-
gen (Art. 79 Abs. 2 GG), wird die Rechtmäßigkeit von verfassungsändernden 
Gesetzen nur ausnahmsweise erörtert. 

Die Rechtmäßigkeit einer Verfassungsrevision  wird insbesondere bei der Frage 
der Abschaffung  des BVerfG geprüft. 11 Denn es ist von besonderem theoreti-
schem Interesse, ob das BVerfG an der Ewigkeitsgarantie des Art. 79 Abs. 3 GG 
tei lnimmt und damit selbst unantastbar ist. M i t dieser Frage wird gleichsam das 
Grundverständnis des BVerfG berührt. Zugleich wird daran deutlich, daß die 
rechtliche Prüfung der Eingriffe  auch einen Beitrag zur Klärung der Rechtsstel-
lung des BVerfG leistet. 

Abgeschlossen wird der rechtliche Hauptteil schließlich durch eine Erörterung 
der Abwehrmöglichkeiten, die dem BVerfG bei einem Konf l ik t mit der polit i-
schen Führung zur Verfügung stehen. In der Schlußbemerkung wird dann kurz 
erörtert, wie stark oder schwach die Position des BVerfG in einem Konf l ik t ist. 

8 Die Frage stellte sich z. B. im Rahmen des Grundlagenvertragsprozesses (1. Teil Β 
I Nr. 2). In rechtlicher Hinsicht wird sie unten, 5. Teil C, erörtert. 

9 Dazu 4. Teil Β I. 
1 0 Dieser Gedanke geht auf den Abg. Dichgans (CDU) zurück (näher unten 1. Teil 

Β I Nr. 1 und 4. Teil E). 
n Außerdem bei der Frage der Streichung von Verfahrensaiten  (4. Teil B) und bei 

dem Problem der Authentischen Interpretation (1. Teil C). 


